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Bildungsfinanzierung
Für die Finanzierung des Bildungswesens 
spielt die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
eine Rolle. Bei einer vornehmlich öffentlichen 
Finanzierung der Bildung ist Wirtschafts-
wachstum eine notwendige, aber noch nicht 
hinreichende Bedingung für eine solide 
Finanzierung von Bildung. Diese hängt auch 
noch von der Bereitschaft ab, über Steuern 
öffentliche Ausgaben zu bezahlen. Zudem 
beeinflusst der Zustand der öffentlichen 
Finanzen (Schuldenquote) den Spielraum der 
Regierungen entweder positiv oder negativ.

Die internationale Konjunkturabkühlung 
hat die Schweiz nur kurz getroffen; die 
konjunkturell bedingte Wachstumsschwäche 
hatte somit auch keinen negativen Einfluss 
auf die längerfristige Finanzierung des 
Bildungswesens. In den meisten anderen In-
dustrienationen hingegen können die hohen 
Staatsschulden einen negativen Einfluss auf 
die Finanzierung von Bildung und Forschung 
haben. Diese Länder müssen während Jahren 
Primärüberschüsse generieren, nur um ihre 
Schuldenquote wieder signifikant zu senken, 
was – anders als in der Schweiz – ihre Möglich-
keiten der Bildungsfinanzierung nachhaltig 
einengen wird.

Natürlich spielt auch der Verteilkampf 
zwischen verschiedenen Aufgabenbereichen 
der öffentlichen Hand eine Rolle dafür, wie 
viele Mittel für die Bildung bereitgestellt 

werden können. Hier weisen Studien darauf 
hin, dass die demografische Alterung der 
Gesellschaft die Zahlungsbereitschaft der 
Bürgerinnen und Bürger für Bildung eher 
negativ beeinflusst und weiter beeinflussen 
wird (Cattaneo und Wolter 2009).

Primar- und Sekundarstufe I
Die Bildungsfinanzstatistik weist für die 
Kantone und Gemeinden die jährlichen Aus-
gaben für Lehrer- und Personalbesoldung, 
Sachaufwand, weitere laufende Verpflichtun-
gen sowie Investitionen auf der Primarstufe 
aus (vgl. Grafik 1 und 2). Der Kanton Aargau 
bleibt aufgrund mangelnder Angaben in der 
Darstellung unberücksichtigt.

Die Zahlen zeigen kantonal erhebliche 
Unterschiede bei den Ausgaben für Lehrper-
sonenbesoldungen im Verhältnis zur Anzahl 
Schülerinnen und Schüler. Die Spannweite 
auf der Primarstufe beispielsweise zwischen 
dem Kanton mit dem höchsten und jenem 
mit dem tiefsten Aufwand für die Lehrperso-
nenbesoldung beträgt 40 Prozent des durch-
schnittlichen Aufwandes von rund 9200 
Franken. Die Unterschiede können auf ver-
schiedene Faktoren zurückgeführt werden. 
So kann ein allgemein hohes Lohnniveau in 
einem Kanton auch die Personalausgaben in 
den Schulen steigern. Auch ein hoher Anteil 
an kleinen Klassen kann kostensteigernd wir-
ken. Unterschiede in der Altersstruktur des 

In Ergänzung zu vorliegendem 
Beitrag werden wir auch in einer 
der nächsten Nummern den 
Bildungsbericht 2014 und seine 
Ergebnisse analysieren.

Wie viel Bildung kostet
Soeben wurde der Bildungsbericht 2014 der Öffentlichkeit 
präsentiert. Dieser liefert insbesondere Informationen zu den 
Bildungsausgaben in der Schweiz. Von Stefanie Hof

1.

Daten: BFS, EFV; Berechnungen: SKBF

Öffentliche jährliche Ausgaben der Kantone und Gemeinden (nur 
Lehrpersonenbesoldung) pro Schülerin und Schüler, Primarstufe, nach Kanton (2010), 
Abweichung vom Mittelwert (rund 9200 Franken)

2.Bildungsausgaben pro Schülerin bzw. Schüler, Abweichung vom 
schweizerischen Durchschnitt, nur Lehrkräftebesoldung, 2010

Daten: BFS; Berechnungen: SKBF

Der Bildungsbericht beschreibt das schwei-
zerische Bildungswesen entlang der Bil-

dungsstufen- und typen. Im Bildungsbericht 
Schweiz 2014 werden für jede Bildungsstufe 
unter anderem Aspekte der Effizienz bespro-
chen. Effizienz bezeichnet die Relation von 
Inputs und Outputs eines Systems. Dabei geht 
es um einen möglichst schonenden Ressour-
ceneinsatz (Input) beziehungsweise einen 
möglichst hohen Ertrag (Output). Effizienz ist 
für das Bildungswesen in zweierlei Hinsicht 
von grundlegender Bedeutung: Einerseits 
muss man auch im Bildungswesen darauf 
bedacht sein, Ziele mit möglichst geringen 
Inputs zu erreichen, da die Ressourcen knapp 
sind: Die im Bildungsprozess eingesetzten 
Ressourcen (Zeit und Geld) könnten auch für 
andere soziale oder individuelle Bedürfnisse 
verwendet werden. Anderseits ist ein maxima-
ler Ertrag von Interesse, weil der Ertrag sich 
wiederum positiv auf andere gesellschaftliche 
und private Ziele auswirkt.

Hinsichtlich der realen Inputs im Bildungs-
system (Qualifikation der Lehrpersonen, 
Qualität der Lehrpläne, Unterrichtsstunden 
usw.) sind nur wenige vergleichende Sta-
tistiken verfügbar. Aufgrund der prekären 
Datenlage beziehen sich die Betrachtungen 
zur Effizienz im Bildungsbericht Schweiz fast 
ausschliesslich auf monetäre Grössen, wie 
die Bildungsausgaben. Einleitend wird die 
Bildungsfinanzierung allgemein thematisiert. 
Anschliessend werden einige Beispiele zu den 
Ausgaben aus den verschiedenen Bildungs-
stufen und -typen aufgezeigt.
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Lehrkörpers, Differenzen in den Lohnneben-
kosten oder unterschiedliche pädagogische 
Angebote kommen als Erklärungen ebenfalls 
in Frage. Die Differenzen können auch 
beeinflusst sein durch die unterschiedliche 
Finanzkraft der Kantone. Ein finanzstarker 
Kanton kann höhere Aufwendungen im Bil-
dungswesen natürlich eher verkraften als ein 
finanzschwacher Kanton. Analysiert man die 
Finanzkraft als Einflussfaktor (damit sind die 
Zahlungsfähigkeit und das Preisniveau des 
Kantons gemeint, was als Ressourcenindex 
ausgewiesen wird) beispielsweise für die Se-
kundarstufe I, lässt sich damit ein Viertel der 
Varianz in den kantonalen Bildungsausgaben 
erklären (vgl. Grafik 3). Die Unterschiede bei 
den Bildungsausgaben pro Schüler und Schü-
lerin zwischen den Kantonen sind demnach 
zu einem Viertel auf die kantonale Finanzkraft 
zurückzuführen. Mit der oben stehenden 
Grafik kann ebenfalls verdeutlicht werden, 
dass die Ausgaben eines Kantons für die Lehr-
kräftebesoldung tendenziell höher ausfallen, 
wenn der kantonale Ressourcenindex hoch 
ist. Allerdings ist aus den höheren Aufwen-
dungen nicht ersichtlich, ob diese auch zu 
real grösseren Investitionen führen oder ob 
finanzstarke Kantone dieselbe Inputqualität 
einfach teurer einkaufen müssen.

Die vom Bundesamt für Statistik ausgewie-
senen öffentlichen Bildungsausgaben für die 
Primarstufe (nur Personal- und Sachaufwand) 
zeigen zwischen 1990 und 2000 nominal 
eine Ausgabenzunahme um 500 Millionen 
Franken und zwischen 2000 und 2010 eine 
Zunahme um 800 Millionen Franken (vgl. 
Grafik 4). Betrachtet man die Werte inflati-
onsbereinigt, sind die Kosten aber zwischen 
1990 und 2000 real gesunken. Zwischen 
2000 und 2010 entsprechen 60 Prozent der 
Ausgabenzunahme einer realen Kostenstei-
gerung, 40 Prozent, sind inflationsbedingt. 
Der Demographie-Effekt hätte zwischen 1990 
und 2000 aufgrund der Schülerzunahme 
eigentlich eine Kostensteigerung und zwi-
schen 2000 und 2010 aufgrund des Schü-
lerrückgangs eine Kostensenkung bewirken 

müssen. Da die steigenden Schülerzahlen 
jedoch mit grösseren Klassen und die sin-
kenden Schülerzahlen mit kleineren Klassen 
aufgefangen wurden, gab es in der letzten 
Dekade eine beträchtliche Kostensteigerung. 
Die von der Politik erwartete demografische 
Rendite blieb aus.

Berufliche Grundbildung
Die öffentliche Hand gibt für die berufliche 
Grundbildung fast 3 Milliarden Franken pro 
Jahr aus (2011). Davon tragen den Hauptteil 
die Kantone; allerdings hat der Bund seinen 
Kostenanteil von rund 16 Prozent (für die 
gesamte Berufsbildung) seit 2004 sukzessive 
gesteigert, und er wird nun gemäss der BFI-
Botschaft 2013–2016 jährlich einen Anteil 
von 25 Prozent umfassen (wiederum für die 
gesamte Berufsbildung). Davon fallen rund 
10 Prozent für Ausgaben an, mittels deren 
der Bund Projekte Dritter finanziert; die rest-
lichen 90 Prozent fliessen als Subventionen 
an die Kantone. Die kantonalen Ausgaben 
pro Grundbildungsverhältnis unterscheiden 
sich markant, je nach Verbreitung der Voll-
zeitausbildungen in Schulen oder Lehrwerk-
stätten. Diese sind für die Kantone teurer als 
betrieblich basierte (duale) Ausbildungen 
(vgl. Grafik 5).

Neben den Ausgaben der öffentlichen 
Hand von jährlich rund 3 Milliarden Franken 
für die berufliche Grundbildung werden 
zusätzlich über 5,3 Milliarden Franken jähr-
lich (2009) von den Betrieben aufgewendet 
(Strupler und Wolter 2012). Von Letzteren 
werden rund 2,5 Milliarden Franken für 
Lehrlingslöhne ausgegeben. Die betrieblichen 
Ausbildungsinvestitionen betragen somit 
jährlich rund 2,8 Milliarden Franken. Für 
den ausbildenden Betrieb geben hinsichtlich 
Ausbildungsentscheidung nicht alleine die 
Kosten den Ausschlag, da die Lernenden 
während der Lehrzeit auch eine Arbeitsleis-
tung erbringen, die sich jährlich auf über 5,8 
Milliarden Franken beläuft. Durchschnittlich 
erzielt ein ausbildender Betrieb also über die 
ganze Lehrzeit betrachtet einen Nettonutzen 

pro Lehrverhältnis. Allerdings unterscheiden 
sich diese Kosten-Nutzen-Relationen stark 
von Lehrberuf zu Lehrberuf.

Welche Auswirkungen eine Übernahme 
der Ausbildungskosten durch die öffentliche 
Hand zur Folge hätte, lässt sich exemplarisch 
am Kanton Zürich zeigen. Würde der Kanton 
Zürich rund ein Drittel der Ausbildungsbe-
triebe der beruflichen Grundbildung verlieren 
und müsste somit die entsprechenden Lehr-
stellen in staatlichen Vollzeitausbildungs-
stätten anbieten, stiegen die öffentlichen 
Ausgaben für die berufliche Grundbildung 
um jährlich 160 Millionen Franken, was einer 
Steigerung um 38 Prozent entspricht.

Gymnasium
Trotz Vorbehalten bezüglich der Vergleich-
barkeit kann man aufgrund der vorhandenen 
Finanzdaten auf Stufe Gymnasium schlies-
sen, dass die Investitionen in die gymnasi-
ale Ausbildung von Kanton zu Kanton stark 
variieren (vgl. Grafik 6). Die starke Varianz 
der Ausgaben ergibt pro ausgebildete(n) 
Maturandin und Maturanden hochgerechnet 
auf die gesamte Ausbildungsdauer Kosten-
unterschiede im hohen fünfstelligen Bereich. 
Diese Differenzen lassen sich (wie auf Stufe 
Primar- und Sekundarstufe I) nicht einfach 
erklären. Dass hohe Ausgaben auf hohe Input-
kosten wie beispielsweise Löhne hinweisen 
und umgekehrt, muss vermutet werden. Ein 
Zusammenhang zwischen den Ausgaben und 
der jährlichen Unterrichtszeit in den Kanto-
nen kann hingegen nicht aufgezeigt werden.

Tertiärbereich
Die Bildungsausgaben für Lehre und For-
schung im Tertiärbereich fallen in der 
Schweiz im internationalen Vergleich relativ 
hoch aus. Ein massgeblicher Grund dafür ist 
die starke Gewichtung der Forschungsaktivi-
täten an den Universitäten, was sich auch am 
hohen Anteil von Personen mit Doktoraten 
manifestiert. Wenn nur die Ausgaben für die 
Lehre (gemessen am BIP pro Kopf) betrachtet 
werden, so zählt die Schweiz zu den Ländern, 

Daten: BFS; Berechnungen: SKBF

4.Entwicklung der öffentlichen 
Bildungsausgaben der  
Kantone und Gemeinden  
(Primarstufe; Personal- und 
Sachaufwand), 1990–2010, 
nominal und real

Daten: BFS, EFV; Berechnungen: SKBF

3.Bildungsausgaben pro Schülerin bzw. Schüler und 
Ressourcenindex, nur Lehrkräftebesoldung, 2010 5.

Daten: SBFI

Ausgaben pro Grundbildungs-
verhältnis in Abhängigkeit von 
der Ausprägung der berufsbe-
gleitenden (dualen) Lehre, pro Kan-
ton, 2011
Die Kosten pro Grundbildungsverhältnis 
wurden nur für die Ausgaben für die 
berufliche Grundbildung berechnet.
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die derzeit für den Tertiärbereich vergleichs-
weise wenig ausgeben. Dieser Befund könnte 
jedoch teilweise darauf zurückzuführen sein, 
dass bei stagnierenden Ausgaben für die 
Hochschulbildung in der Schweiz in den 
letzten Jahren ein überdurchschnittliches 
Wirtschaftswachstum pro Kopf verzeichnet 
werden konnte, während Vergleichsländer 
eher eine stagnierende oder rückläufige 
Wirtschaftsentwicklung aufwiesen (vgl. Gra-
fik 7). Diese Vermutung wird gestützt durch 
die Beobachtung, dass die Schweiz, bei real 
eher konstanten Ausgaben, bei den am BIP 
pro Kopf normierten Bildungsausgaben in-
ternational die deutlich stärksten Rückgänge 
verzeichnet. 

Höhere Berufsbildung
Die Kosten der höheren Fachschulen werden 
zu 80 Prozent öffentlich finanziert. Der Rest 
stammt mehrheitlich aus Studiengebühren. 
Die geografisch sehr ungleiche Verteilung der 
rund 200 höheren Fachschulen in der Schweiz 
bringt es mit sich, dass viele Studierende nicht 
in ihrem Wohnkanton studieren. Die von allen 
Kantonen unterzeichnete und gegenwärtig 
noch gültige Fachschulvereinbarung (FSV, 
1998) ermöglicht den Kantonen bei der 
Finanzierung der Studierenden aus ihrem 
Kanton eine «À-la-carte»-Finanzierung, was 
bedeutet, dass sie nur an jene ausserkantona-
len höheren Fachschulen Beiträge bezahlen 
müssen, die sie selbst bestimmt haben. Dies 
kann dazu führen, dass ein ausserkantonal 
Studierender sich in einer solchen Situation 
mit höheren Studiengebühren konfrontiert 
sieht. Das neue Konkordat, die «Interkantona-

Bildungsbericht Schweiz 2014:
http://www.skbf-csre.ch/de/
bildungsmonitoring/bildungsbericht/

Daten: BFS, EDK/IDES

6.Kantonale Ausgaben für das Gymnasium und jährliche Unterrichtszeit
ohne Kanton Aargau

Daten: OECD

7.Ausgaben pro Studierende(n) im Tertiärbereich relativ zum BIP pro 
Kopf, 2010
Kanada: nur öffentliche Institutionen

Quelle: Neukomm, Rageth & Bösch, 2011

8.Finanzierungsquellen für eidgenössische Berufsprüfungen und 
höhere Fachprüfungen, 2010
Mehrfachnennungen möglich

Ertrag wirkt sich bei den Studierenden in 
einer Reduktion der Opportunitätskosten 
der Ausbildung nieder, was wiederum deren 
Rentabilität erhöht. Die meisten Arbeitgeber 
versichern sich aber ihre Leistungen in Form 
von Abzahlungsklauseln, das heisst die Stu-
dierenden müssen sich zu einer vollständigen 
oder teilweisen Rückzahlung der Unterstüt-
zung verpflichten, falls sie den Arbeitgeber 
vor Ablauf einer bestimmten Zeit verlassen. 
Nur gerade etwas weniger als ein Viertel der 
arbeitgeberseitig unterstützten Studierenden 
war keinen Abzahlungsverpflichtungen unter-
worfen (Neukomm, Rageth und Bösch 2011). 
Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass ein 
Teil der Ausbildungskosten nachträglich vom 
steuerbaren Einkommen abgezogen werden 
kann. Mehr als zwei Drittel der von Neukomm, 
Rageth und Bösch (2011) befragten Personen 
gaben an, ihre Ausbildungskosten vollständig 
oder teilweise den Steuern abzuziehen; bei den 
Kandidatinnen und Kandidaten für höhere 
Fachprüfungen für reglementierte Berufe lag 
dieser Anteil gar bei über 95 Prozent. Je nach 
anwendbarem Grenzsteuersatz dürften sich 
somit zwischen einem Fünftel und einem 
Drittel der privat getragenen Berufsbildungs-
kosten nachträglich refinanzieren lassen.   

Stefanie Hof ist wissenschaftliche Mitarbeiterin an der 

Schweizerischen Koordinationsstelle für Bildungsforschung 

SKBF.
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le Vereinbarung über 
Beiträge an die Bil-
dungsgänge der hö-
heren Fachschulen» 
(HFSV), sieht nun 
vor, dass alle Konkor-
datskantone an alle 
durch das Konkordat 

abgedeckten Schulen Beiträge (und zwar Pau-
schalbeiträge, die 50-60 Prozent der Kosten 
des Studiengangs decken) zahlen und somit 
die Freizügigkeit der Studierenden verbes-
sert wird. Dieses Konkordat wurde von der 
Plenarversammlung der EDK am 22.3.2012 
verabschiedet und tritt in Kraft, wenn dem 
Konkordat mindestens 10 Kantone beigetre-
ten sind. Die Umsetzung wäre frühestens 
auf das Schuljahr 2015/2016 möglich; bis 
dahin werden die Bestimmungen der FSV 
gelten. Die öffentliche Subventionierung der 
Berufs- und höheren Fachprüfungen ist nicht 
Gegenstand dieses neuen Konkordats. 

Bezüglich der Vorkurse und der Prüfungs-
gebühren ergab die Erhebung von Neukomm, 
Rageth & Bösch (2011) für das Jahr 2010, dass 
rund ein Fünftel der Studierenden alle Kosten 
selbst deckten, während die übrigen 80 Pro-
zent ganz oder teilweise in den Genuss von 
arbeitgeberseitiger Unterstützung kamen; bei 
einem Viertel der Studierenden übernahmen 
die Arbeitgeber die vollen Kosten (vgl. Grafik 
8). Die öffentlichen Subventionen fliessen 
mehrheitlich in Form von Stipendien an die 
Studierenden. Die öffentlichen Ausgaben 
für Prüfungen können hingegen nur aus 
den öffentlichen Ausgaben für die höhere 
Berufsbildung eruiert werden, da sie für die 
Prüfungsteilnehmenden nicht ersichtlich 
sind. Die Bundesbeiträge an die Prüfungs-
aufwendungen decken ab 1.1.2013 60 Prozent 
und in Ausnahmefällen 80 Prozent der 
Gestehungskosten. Momentan monetär nicht 
ausgewiesen werden Vergütungen, welche 
die Arbeitgeber in Form von Zeitgutschriften 
den Studierenden zukommen lassen. Dieser 


